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1. Einleitung 

Die Auswirkungen der Fiskalpolitik auf die volkswirtschaftliche Entwicklung sind vielfältig. Als 

keynesianisches Instrument der Wirtschaftspolitik kann sie beispielsweise zur kurzfristigen 

Stabilisierung in Krisenzeiten beitragen, oder durch diskretionäre Entscheidungen von Politi-

kerinnen und Politikern in politischen Budgetzyklen Wahlgeschenke an das Elektorat finan-

zieren. Von besonderer Bedeutung sind jedoch nicht nur die Wachstumseffekte einzelner 

Ausgaben, sondern die Effekte der Budgetkomposition selbst. Über die strukturelle Zusam-

mensetzung der öffentlichen Haushalte kann der Staat langfristig Impulse setzen, welche die 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit einer Volkswirtschaft prägen. 

Dabei muss zwischen den Wachstumseffekten einzelner Ausgabekategorien differenziert 

werden. Eher konsumtive Budgetpositionen wie die Finanzierung der Bürokratie oder Sozial-

transfers können hinderlich für die wirtschaftliche Entwicklung sein. So können die Ausgaben 

staatliche wie private Investitionen verdrängen und so dämpfend auf das langfristige Wirt-

schaftswachstum wirken (Schuknecht und Zemanek 2021). In der öffentlichen Debatte wird 

zugleich oft eine Ausweitung der eher investiven Staatsausgaben gefordert. Klassischerweise 

werden darunter Investitionen in die technische Infrastruktur oder den Bildungssektor ver-

standen. Während die Bereitstellung solcher öffentlicher Güter und Dienstleistungen zweifels-

frei sinnvoll ist, muss regional differenziert betrachtet werden, wie hoch der marginale Effekt 

von höheren öffentlichen Aufwendungen in diesen Bereichen ist. 

In der Schweiz nehmen die Kantone im dezentralisierten System der öffentlichen Finanzen 

eine herausragende Rolle ein. Im Vor-Pandemiejahr 2019 lagen die kantonalen Staatsausga-

ben etwa ein Viertel höher als die Ausgaben des Bundes, und um mehr als 80 Prozent über 

den aggregierten Ausgaben der Schweizer Gemeinden. Gleichzeitig ist die kantonale Staats-

quote, d.h. der Anteil ihrer Staatsausgaben relativ zum Bruttoinlandsprodukt der Schweiz, seit 

1995 im Zeitablauf gestiegen (Mosler und Schaltegger 2021). Insgesamt wird somit ein immer 

grösserer Anteil der regionalen Wirtschaftskraft durch den kantonalen Staatskonsum be-

stimmt. Entsprechend steigt die Bedeutung der Ausgestaltung der kantonalen Fiskalpolitik für 

die volkswirtschaftliche Entwicklung der gesamten Eidgenossenschaft. 

Die öffentlichen Haushalte der Kantone sind nicht statisch, sondern unterliegen dynamischen 

Einflüssen. So macht sich in der jüngeren Vergangenheit vor allem der demografische Trend 

bemerkbar. Alleine über die letzten beiden Jahrzehnten stieg der Anteil der altersbedingten 

Sozialausgaben von knapp 15 Prozent auf über 20 Prozent des Gesamtbudgets. Die relativen 

Ausgaben für das Gesundheitswesen stiegen im selben Zeitraum um über die Hälfte auf in-

zwischen fast 15 Prozent der Gesamtausgaben an (Mosler und Schaltegger 2021). Der Druck 

auf die Entscheidung der Kantone, wofür die zur Verfügung stehenden Fiskalmittel anteilig 
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aufgewendet werden, wird angesichts zukünftiger Herausforderungen wie dem Klimawandel 

oder der Digitalisierung nicht sinken. Umso wichtiger ist es für die Schweizer Bevölkerung 

sowie politische Entscheidungsträger, mögliche volkswirtschaftliche Konsequenzen der 

Budgetaufteilung einzuschätzen. 

Der institutionellen Begrenzung von ineffizienten Ausgabensteigerungen, beispielsweise 

durch den interkantonalen Steuerwettbewerb, kommt in der Schweiz eine wichtige Rolle zu. 

Unter der Annahme vollständiger Informationen sollte die öffentliche Budgetzusammenset-

zung zwar die aggregierten Präferenzen der Bürger abbilden. Da aber auch im föderalistisch 

aufgebauten Steuersystem der Eidgenossenschaft eine Vielzahl von Prinzipal-Agenten-Be-

ziehungen zwischen Wahlbürgern und der Regierung bestehen, weicht die Ausgabenstruktur 

der Kantone wahrscheinlich vom gesellschaftlichen Optimum ab. Der Steuerwettbewerb be-

grenzt als institutionelles Korrektiv das Budgetwachstums und erhöht fiskalische Disziplin der 

öffentlichen Verwaltung.  

Die vorliegende Studie befasst sich über den Zeitraum von 1990 bis 2019 mit den Auswirkun-

gen der öffentlichen Budgetzusammensetzung der 26 Schweizer Kantone auf die Wirtschafts-

kraft. Dabei unterscheidet sie zwischen verschiedenen Budgetkategorien und betrachtet ihre 

Effekte auf das Wachstum des kantonalen Bruttoinlandsprodukts. In Kapitel 2 wird auf den 

gegenwärtigen Stand der Wissenschaft zu den Wachstumseffekten von Staatsausgaben ein-

gegangen. In Kapitel 3 wird das empirische Modell zur Schätzung des Zusammenhangs zwi-

schen dem regionalen Wirtschaftswachstum und dem prozentualen Anteil von Ausgabekate-

gorien relativ zum kantonalen Gesamtbudget beschrieben. In Kapitel 4 werden die Ergebnisse 

der empirischen Schätzungen präsentiert. Kapitel 5 präsentiert eine Einordnung der Ergeb-

nisse vor dem Hintergrund des interkantonalen Steuerwettbewerbs. Kapitel 6 schliesst die 

Studie mit einer Zusammenfassung ab. 

2. Literatur 

Eine Vielzahl von Studien befasst sich mit dem Zusammenhang zwischen Fiskalpolitik und 

Wirtschaftswachstum. Einige Autoren finden beispielweise, dass sich Steuererhöhungen ne-

gativ auf die Investitionstätigkeit und das Wirtschaftswachstum auswirken (Blanchard und 

Perotti 2002; Alesina und Ardagna 2010). Afonso und Jalles (2014) untersuchen ein Panel von 

155 Entwicklungs-, Schwellen- und Industrieländern im Zeitraum von 1970 bis 2008. Ihre em-

pirischen Ergebnisse weisen jedoch eher darauf hin, dass Staatseinnahmen keinen statistisch 

signifikanten Effekt auf das Wirtschaftswachstum haben.  

Eine Erhöhung der Staatsausgaben führt gemäss Zagler und Dürnecker (2003) hingegen zu 

einer Steigerung des Konsums und zumindest kurzfristig einen positiven Effekt auf das 
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Wirtschaftswachstum. Im Zeitraum zwischen 1950 und 2004 finden Wu und Tang (2010) in 

einem Panel mit 182 Ländern ebenfalls einen positiven Zusammenhang zwischen den aggre-

gierten Staatsausgaben und dem Wachstum des Bruttoinlandsprodukts. Der Effekt ist in we-

niger entwickelten Ländern schwächer ausgeprägt, was die Autoren auf ineffiziente staatliche 

Strukturen zurückführen. Barro (1997) hingegen weist in der längeren Frist einen negativen 

Effekt des Anteils des Staatskonsums relativ zur Wirtschaftskraft auf das Wachstum des Brut-

toinlandsprodukts aus.  

Öffentliche Ausgaben für Forschung und Entwicklung können gemäss Romer (1990) den 

technologischen Fortschritt begünstigen und so zu einem Anstieg des Wirtschaftswachstums 

führen. Auch die empirischen Ergebnisse der Untersuchung von Choi und Yi (2018), die sich 

auf Panel-Daten von 104 Ländern über den Zeitraum von 1994 bis 2014 stützt, deuten auf 

einen positiven Zusammenhang zwischen staatlichen Ausgaben für Forschung und Entwick-

lung und dem Wachstum des Bruttoinlandsprodukts hin. Eine besondere Rolle bei der Be-

trachtung nimmt dabei die digitale Infrastruktur ein, welche die Wirksamkeit von Investitionen 

in Forschung und Entwicklung erhöht und selbst positiv durch ebenjene Investitionen beein-

flusst wird. 

Lucas (1988) argumentiert, dass höhere Investitionen in die Bildung das Niveau des Human-

kapitals erhöhen und damit zu einer Zunahme der zukünftigen Wirtschaftsleistung führen. 

Auch staatliche Ausgaben für die Infrastruktur oder für den Gesundheitssektor werden mit 

einem positiven Einfluss auf das Wirtschaftswachstum in Zusammenhang gebracht (Barro 

1990; Bloom et al. 2001). 

Zwei Studien betrachten die Wachstumseffekte der öffentlichen Ausgabenpolitik in 28 Mit-

gliedsstaaten der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD). 

Afonso und Furceri (2010) arbeiten heraus, dass sich sowohl die Höhe wie auch die Volatilität 

der Staatsausgaben negativ auf das wirtschaftliche Wachstum auswirken. Die Autoren finden 

zudem negative Effekte von steigenden Sozialausgaben, Subventionsaufwendungen, staatli-

chen Konsumausgaben und öffentlichen Investitionen auf das Wirtschaftswachstum, wobei 

der Zusammenhang zwischen öffentlichen Investitionen und der wirtschaftlichen Entwicklung 

auf Verdrängungseffekte bei privaten Investitionen schliessen lässt. Dörr et al. (2019) finden 

heraus, dass öffentliche Ausgaben für Forschung und Entwicklung sowie tendenziell Ausga-

ben für das Bildungswesen positiv mit dem Wirtschaftswachstum korrelieren. Die Ergebnisse 

weisen jedoch auf einen negativen Zusammenhang von höheren konsumtiven Staatsausga-

ben und dem Wirtschaftswachstum hin. Die Effekte sind vor allem für Sozialausgaben beson-

ders ausgeprägt.  
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In einer aktuellen Untersuchung zeigen Schuknecht und Zemanek (2021) das fiskalische Phä-

nomen der sozialen Dominanz auf. Damit wird eine Situation beschrieben, in der die Sozial-

ausgaben die öffentlichen Ausgaben dominieren, und damit andere Budgetkategorien ver-

drängen. Die Autoren weisen Elastizitäten der Sozialausgaben bezüglich des Wirtschafts-

wachstums und der Staatseinnahmen von jeweils mehr als eins aus. Die Ausgaben für Sozi-

ales steigen auch überproportional stark verglichen mit anderen öffentlichen Ausgabekatego-

rien. Der grösser werdende Anteil der Sozialausgaben kann mit einem Rückgang von investi-

ven Ausgaben des Staates und der Verdrängung privater Investitionstätigkeiten einhergehen, 

wodurch das Wirtschaftswachstum negativ beeinflusst wird. Von besonderer Bedeutung für 

das Phänomen der sozialen Dominanz sind dabei die durch die Alterung der Gesellschaften 

bedingt ansteigenden Staatsausgaben, wie Rentenausgaben oder staatliche Zuschüsse für 

das Gesundheitswesen. 

Tatsächlich finden Weber und Singh (1997) für die Schweiz, dass steigende Gesundheitsaus-

gaben negativ auf das Wirtschaftswachstum wirken. Der negative Effekt der öffentlichen Aus-

gaben für das Gesundheitswesen kann dabei durch die demografische Entwicklung erklärt 

werden. Öffentliche Ausgaben für das Bildungswesen beeinflussen das Wirtschaftswachstum 

hingegen positiv. Dieses empirische Ergebnis steht im Einklang mit den gängigen Wachs-

tumsmodellen, in denen eine Zunahme des Humankapitals mit einem Anstieg der Wirtschafts-

kraft einhergeht. 

Auch Colombier (2011) zeigt für die Schweiz über den Zeitraum von 1965 bis 2005, dass 

höhere Ausgaben für das Bildungswesen sowie für die Transportinfrastruktur zu einem An-

stieg des Wirtschaftswachstums führen. Zusätzlich findet er Evidenz, dass Verwaltungsaus-

gaben positiv mit der Wirtschaftsleistung korreliert sind. Die empirischen Ergebnisse im 

Schweizer Kontext stützen jedoch nicht die Erwartungen von Schuknecht und Zemanek 

(2021), dass die soziale Dominanz zu einer Verringerung des Wirtschaftswachstums führt. Der 

Effekt der Sozialausgaben auf das Wachstum der Wirtschaftskraft ist nicht statistisch signifi-

kant.  

3. Empirisches Modell 

Um den Effekt der kantonalen Budgetzusammensetzungen auf das regionale Wirtschafts-

wachstum zu schätzen, wird in Anlehnung an Dörr et al. (2019) das folgende Basismodell 

verwendet: 

��� = ������ +  
 ��
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wobei yit den Logarithmus des realen Bruttoinlandsprodukts pro Kopf in Kanton i = 1, …, 26 

im Jahr t = 1990, …, 2019 als abhängige Variable darstellt. Die Daten des nominalen kanto-

nalen Bruttoinlandsprodukts stammen bis zum Jahr 2010 aus Schätzungen von BAK Econo-

mics (2021) und ab 2011 vom Eidgenössischen Bundesamt für Statistik (2021a). Die Daten 

werden mit den jährlichen BIP-Deflatorwerten des Eidgenössischen Sekretariats für Wirt-

schaft (2021) in konstanten Preisen des Jahres 2015 ausgedrückt, und mit den kantonalen 

Bevölkerungszahlen des Eidgenössisches Bundesamts für Statistik (2021b) auf Pro-Kopf-Ein-

heiten normiert. 

Bkit gibt den Anteil von k = 1, …, 9 Ausgabekategorien relativ zu den kantonalen Gesamtaus-

gaben gemäss des FS-Modells der Eidgenössischen Finanzverwaltung (2021a) an. Das FS-

Modell stellt die einzelnen Kantonshaushalte mittels einer einheitlichen Klassifikation dar, die 

auf einer Empfehlung der kantonalen Finanzdirektoren für ein harmonisiertes Rechnungsle-

gungsmodell der Kantone und Gemeinden sowie auf Elementen des Rechnungslegungsmo-

dells des Bundes beruht. Die Daten ermöglichen somit eine überkantonale Vergleichbarkeit 

der öffentlichen Ausgaben. Die Ausgaben der Kantone werden dabei nach ihren Funktionen 

in Ober- und zugehörige Unterkategorien unterteilt. Die untersuchten Oberkategorien sind 

Ausgaben für die allgemeine Verwaltung; öffentliche Ordnung, Sicherheit und Verteidigung; 

Bildung; Kultur, Sport, Freizeit und Kirche; Gesundheit; soziale Sicherung; Verkehr und Nach-

richtenübermittlung; Umweltschutz und Raumordnung; sowie Volkswirtschaft. 

Das Basismodell enthält die ein- bis vierfach verzögerte abhängige Variable. Mit dem loga-

rithmierten realen Bruttoinlandsprodukt pro Kopf vom Vorjahr bis zum vierten Vergangen-

heitswert wird die zugrundeliegende Dynamik des Bruttoinlandsprodukt berücksichtigt. Ha-

milton (2018) zeigt, dass mit der Berücksichtigung von vier Vergangenheitswerten das Prob-

lem von potentiellen Einheitswurzeln gering ist. Ausserdem wird für Aufholeffekte, die entste-

hen, wenn wirtschaftlich schwächere Kantone zu den wirtschaftlich bessergestellten Kanto-

nen aufschliessen, kontrolliert. Zuletzt würde im Modell ohne die Aufnahme der Vergangen-

heitswerte eine Autokorrelation mit verzögerten endogenen Variablen vorliegen, was eine Ver-

letzung der Exogenitätsannahme bedeuten würde. 

λi sind kantonale fixe Effekte, welche für unbeobachtete, zeitinvariante Kantonscharakteristika 

wie geografische Begebenheiten oder konstante kantonale Institutionen kontrollieren. ηt sind 

Jahres-fixe Effekte, die für zeitvariante Schocks kontrollieren, welche alle Kantone innerhalb 

eines Jahres betreffen, wie beispielsweise Finanz- oder Weltwirtschaftskrisen. 

Zusätzlich zum Basismodell betrachten wir das folgende erweiterte Modell:  
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Das erweiterte Modell umfasst zusätzlich zum Basismodell l = 1, …, 8 Kontrollvariablen, die 

einen Einfluss auf die kantonale Wirtschaftskraft pro Kopf bzw. deren Wachstum haben und 

mit der relativen Budgetzusammensetzung korreliert sind. 

Die jährliche Gesamtpopulation der Kantone gemäss der STAT-TAB-Datenbank des Eidge-

nössischen Bundesamtes für Statistik (2021b) wird als Kontrollvariable aufgenommen. Bevöl-

kerungsreiche Kantone weisen im Durchschnitt ein höheres Ausgangsniveau des realen Brut-

toinlandsprodukts pro Kopf auf als bevölkerungsärmere Kantone, was sich u.a. auf die Prä-

senz von grösseren Städten mit einer effizienteren lokalen Arbeitsteilung oder auf eine höhere 

Innovationskraft durch wissenschaftliche Einrichtungen und lokale Technologie-Spillover zu-

rückführen lässt. Gleichzeitig kommt es zu Budgetverschiebungen, u.a. da in bevölkerungs-

reichen Kantonen die Fixkosten im öffentlichen Haushalt einen geringeren Anteil am Gesamt-

budget ausmachen.  

Zudem werden anhand der Daten des Eidgenössischen Bundesamtes für Statistik (2021b) die 

Bevölkerungsanteile der 0- bis 17-Jährigen sowie der über 64-Jährigen relativ zur Gesamt-

population inkludiert. Die beiden Bevölkerungsgruppen beeinflussen das Pro-Kopf-Einkom-

men eines Kantons negativ, da sie zumeist entweder noch nicht oder nicht mehr arbeiten. 

Gleichzeitig haben sie einen Einfluss auf die kantonale Budgetkomposition, u.a. in den Aus-

gabekategorien Bildung und soziale Sicherheit. 

Der jährliche Netto-Migrationssaldo eines Kantons als Summe aus den Zuwanderungen mi-

nus der jährlichen Abwanderungen gemäss des Eidgenössischen Bundesamtes für Statistik 

(2021b) wird im erweiterten Modell berücksichtigt. Ein positiver Netto-Migrationssaldo deutet 

auf unterstützende Rahmenbedingungen des Kantons hin, was sich u.a. in einem attraktiven 

Arbeitsmarkt mit einer hohen Wirtschaftskraft widerspiegeln kann. Ebenso kann der Zuzug 

von Einwohnern mit einer bestimmten Budgetzusammensetzung, beispielsweise der effizien-

ten Bereitstellung von öffentlichen Gütern, einhergehen. 

Die Nettozahlungen in den nationalen Finanzausgleich werden im erweiterten Modell berück-

sichtig. Positive Werte bedeuten, dass ein Kanton im betreffenden Jahr mehr eingezahlt hat 

als er zurückbekommen hat, und vice versa. Die Daten stammen aus den Finanzausgleichs-

bilanzen von 1993 bis 2007 (Eidgenössische Finanzverwaltung 2016) und aus den Zahlungs-

statistiken der Jahre 2008 bis 2019 (Eidgenössische Finanzverwaltung (2021b). Für die Jahre 

1990 bis 1992 liegen keine Daten vor. Kantone mit positiven Nettozahlungen weisen generell 

ein höheres Bruttoinlandsprodukt pro Kopf als Nettoempfänger-Kantone auf, während die 

Zahlungen das noch verfügbare öffentliche Budget reduzieren. 
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Die Einkommensteuerbelastung in den Kantonshauptorten von ledigen, kinderlosen Personen 

mit einem steuerbaren Einkommen von 100'000 CHF gemäss der Eidgenössischen Steuer-

verwaltung (2021) wird in das Modell aufgenommen. Die Steuerbelastung wirkt nicht nur als 

Anreiz mittelbar auf die erbrachte Wirtschaftskraft pro Kopf, sondern determiniert gleichzeitig 

massgeblich das zur Verfügung stehende öffentliche Budget und damit dessen Zusammen-

setzung.  

Die kantonalen Arbeitslosenquoten aus dem Datenkatalog des Eidgenössischen Bundesam-

tes für Statistik (2021c) sind im erweiterten Modell inkludiert.1 Die Lage auf dem kantonalen 

Arbeitsmarkt beeinflusst die reale Wirtschaftskraft pro Kopf. Gleichzeitig ist die Arbeitslosen-

quote positiv mit Ausgaben für die soziale Sicherung korreliert, und hat somit einen Effekt auf 

die kantonale Budgetkomposition. 

Zuletzt wird eine binäre Variable inkludiert, die den Wert 1 annimmt, falls gemäss des Eidge-

nössischen Bundesamts für Statistik (2021d) in einem Jahr eine Parlamentswahl im entspre-

chenden Kanton stattgefunden hat. Ansonsten nimmt sie den Wert 0 an. Die binäre Variable 

kontrolliert für mögliche politische Budgetzyklen. Frühere Studien haben für verschiedene 

Ebenen von Gebietskörperschaften gezeigt, dass die öffentliche Budgetzusammensetzung in 

einem Wahljahr statistisch signifikant unterschiedlich von der Ausgabenkomposition in einem 

Nicht-Wahljahr sein kann (Alesina and Paradisi 2017; Corvalan et al. 2018; Klomp and De 

Haan 2013; Potrafke 2010, 2020; Repetto 2018; Sjahrir et al. 2013). 

Die Standardfehler sind auf dem Niveau der Kantone geclustert. 

Wenn der Parameter β einen positiven Wert annimmt, bedeutet dies, dass im empirischen 

Modell bei einer Erhöhung des Anteils einer Ausgabenposition am Gesamtbudget zugleich 

das Wirtschaftswachstum zunimmt, und vice versa. Es kann in der Modellspezifikation nicht 

ausgeschlossen werden, dass der Parameter β die Annahme der strikten Exogenität nicht 

erfüllt. Die empirische Schätzung gibt somit die bedingte Korrelation zwischen dem regiona-

len Wirtschaftswachstum und dem Anteil einer Ausgabekategorie relativ zu den Gesamtaus-

gaben wider. Eine kausale Interpretation der Ergebnisse ist damit nicht oder nur einge-

schränkt möglich. 

  

 
1 Für den Kanton Appenzell Innerrhoden liegen keine Daten für das Jahr 1991 vor. 
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4. Ergebnisse 

Tabelle 1 zeigt die geschätzten Effekte der Ausgabekategorien relativ zum kantonalen Ge-
samtbudget auf das regionale Wirtschaftswachstum für das empirische Basismodell. 

 

TabelleTabelleTabelleTabelle    1111: Effekt von Ausgabekategorien relativ zum kantonalen Gesamtbudget auf das : Effekt von Ausgabekategorien relativ zum kantonalen Gesamtbudget auf das : Effekt von Ausgabekategorien relativ zum kantonalen Gesamtbudget auf das : Effekt von Ausgabekategorien relativ zum kantonalen Gesamtbudget auf das 
regionale Wirtscharegionale Wirtscharegionale Wirtscharegionale Wirtschaftswachstum, Basismodellftswachstum, Basismodellftswachstum, Basismodellftswachstum, Basismodell    

TabellenTabellenTabellenTabellen----Teil I: Ausgabeanteile für allgemeine Verwaltung; öffentliche Ordnung, Sicherheit Teil I: Ausgabeanteile für allgemeine Verwaltung; öffentliche Ordnung, Sicherheit Teil I: Ausgabeanteile für allgemeine Verwaltung; öffentliche Ordnung, Sicherheit Teil I: Ausgabeanteile für allgemeine Verwaltung; öffentliche Ordnung, Sicherheit 
und Verteidigung; Bildung; Kultur, Sport, Freizeit und Kirche; sowie Gesundheitund Verteidigung; Bildung; Kultur, Sport, Freizeit und Kirche; sowie Gesundheitund Verteidigung; Bildung; Kultur, Sport, Freizeit und Kirche; sowie Gesundheitund Verteidigung; Bildung; Kultur, Sport, Freizeit und Kirche; sowie Gesundheit    
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Ausgabenanteil -0.0004 

(0.0002) 
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(0.0006) 
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(0.0032) 
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logarithmiertes reales BIP 
pro Kopf, t-1 bis t-4? 
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ü 

 
ü 

Kantons-fixe Effekte? ü ü ü ü ü 
Jahres-fixe Effekte ü ü ü ü ü 
Kontrollvariablen? b. û û û û û 

Beobachtungen 676 676 676 676 676 
Kantone 26 26 26 26 26 
adjustiertes R2 0.9939 0.9938 0.9939 0.9937 0.9938 
Standardfehler geclustert auf dem Kantons-Niveau werden in Klammern gezeigt. 
***, ** und * zeigen statistische Signifikanz auf dem 1-, 5- bzw. 10-Prozent-Niveau an. 

ü zeigt an, dass die Variablen enthalten sind. û zeigt an, dass die Variablen nicht enthalten sind 
Anmerkung a.: Die senkrechte Beschreibung gibt an, welche Ausgabekategorie als relativer Ausgabenanteil enthalten ist.  
Anmerkung b.: Die Kontrollvariablen sind die Gesamtpopulation, die Anteile der 0- bis 17-Jährigen sowie der über 65-Jährigen 
an der Gesamtpopulation, der Netto-Migrationssaldo, die Netto-Zahlungen in den kantonalen Finanzausgleich, die Steuerbe-
lastung von kinderlosen und ledigen Personen mit einem steuerbaren Einkommen von 100'000 CHF, die Arbeitslosenquote 
sowie ein binärer Indikator für kantonale Parlamentswahlen. 
Die Tabellendarstellung inklusive der Schätzergebnisse für die übrigen Variablen ist auf Anfrage verfügbar. 
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TabellenTabellenTabellenTabellen----Teil II: Ausgabeanteile für Teil II: Ausgabeanteile für Teil II: Ausgabeanteile für Teil II: Ausgabeanteile für soziale Sicherungsoziale Sicherungsoziale Sicherungsoziale Sicherung;;;;    VerkehrVerkehrVerkehrVerkehr    und Nachrichtenübermitt-und Nachrichtenübermitt-und Nachrichtenübermitt-und Nachrichtenübermitt-
lung;lung;lung;lung;    UmweltschutzUmweltschutzUmweltschutzUmweltschutz    und Raumordnung;und Raumordnung;und Raumordnung;und Raumordnung;    sowiesowiesowiesowie    VolkswirtschaftVolkswirtschaftVolkswirtschaftVolkswirtschaft    
 

abhängige Variable: logarithmiertes reales BIP pro Kopf 
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Ausgabenanteil 0.0000 

(0.0008) 
0.0001   
(0.0005) 

-0.0018   
(0.0014) 

0.0003    
(0.0005) 

logarithmiertes reales BIP 
pro Kopf, t-1 bis t-4? 
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ü 

 
ü 
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Kantons-fixe Effekte? ü ü ü ü 
Jahres-fixe Effekte ü ü ü ü 
Kontrollvariablen? b. û û û û 

Beobachtungen 676 676 676 676 
Kantone 26 26 26 26 
adjustiertes R2 0.9939 0.9938 0.9941 0.9938 
Standardfehler geclustert auf dem Kantons-Niveau werden in Klammern gezeigt. 
***, ** und * zeigen statistische Signifikanz auf dem 1-, 5- bzw. 10-Prozent-Niveau an. 

ü zeigt an, dass die Variablen enthalten sind. û zeigt an, dass die Variablen nicht enthalten sind 
Anmerkung a.: Die senkrechte Beschreibung gibt an, welche Ausgabekategorie als relativer Ausgabenanteil enthalten ist.  
Anmerkung b.: Die Kontrollvariablen sind die Gesamtpopulation, die Anteile der 0- bis 17-Jährigen sowie der über 65-Jährigen 
an der Gesamtpopulation, der Netto-Migrationssaldo, die Netto-Zahlungen in den kantonalen Finanzausgleich, die Steuerbe-
lastung von kinderlosen und ledigen Personen mit einem steuerbaren Einkommen von 100'000 CHF, die Arbeitslosenquote 
sowie ein binärer Indikator für kantonale Parlamentswahlen. 
Die Tabellendarstellung inklusive der Schätzergebnisse für die übrigen Variablen ist auf Anfrage verfügbar. 

 

Wie aus der Tabelle hervorgeht, ist der geschätzte Effekt des relativen Budgetanteils auf das 
regionale Wirtschaftswachstum für keine der Budgetkategorien statistisch signifikant. Die Er-
gebnisse des Basismodells deuten damit darauf hin, dass im betrachteten Zeitraum eine mar-
ginale Veränderung der kantonalen Budgetzusammensetzung keine Auswirkung auf das 
Wachstum des realen Bruttoinlandprodukts pro Kopf in den Kantonen hat. 
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Tabelle 2 stellt die Schätzergebnisse für das erweiterte Modell mit den Kontrollvariablen dar. 

Tabelle Tabelle Tabelle Tabelle 2222: Effekt von Ausgabekategorien relativ zum : Effekt von Ausgabekategorien relativ zum : Effekt von Ausgabekategorien relativ zum : Effekt von Ausgabekategorien relativ zum kantonalen Gesamtbudget auf das kantonalen Gesamtbudget auf das kantonalen Gesamtbudget auf das kantonalen Gesamtbudget auf das 
regionale Wirtschaftswachstum, erweitertes Modell mit Kontrollvariablenregionale Wirtschaftswachstum, erweitertes Modell mit Kontrollvariablenregionale Wirtschaftswachstum, erweitertes Modell mit Kontrollvariablenregionale Wirtschaftswachstum, erweitertes Modell mit Kontrollvariablen    

TabellenTabellenTabellenTabellen----Teil I: Ausgabeanteile für allgemeine Verwaltung; öffentliche Ordnung, Sicherheit Teil I: Ausgabeanteile für allgemeine Verwaltung; öffentliche Ordnung, Sicherheit Teil I: Ausgabeanteile für allgemeine Verwaltung; öffentliche Ordnung, Sicherheit Teil I: Ausgabeanteile für allgemeine Verwaltung; öffentliche Ordnung, Sicherheit 
und Verteidigung; Bildung; Kultur, Sport, Freizeit und Kircheund Verteidigung; Bildung; Kultur, Sport, Freizeit und Kircheund Verteidigung; Bildung; Kultur, Sport, Freizeit und Kircheund Verteidigung; Bildung; Kultur, Sport, Freizeit und Kirche; sowie Gesundheit; sowie Gesundheit; sowie Gesundheit; sowie Gesundheit    

 abhängige Variable: logarithmiertes reales BIP pro Kopf  
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Ausgabenanteil -0.0005*  

(0.0002) 

-0.0016   
(0.0017) 
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(0.0006) 
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(0.0026) 

-0.0002    
(0.0005) 

logarithmiertes reales BIP 
pro Kopf, t-1 bis t-4? 
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Kantons-fixe Effekte? ü ü ü ü ü 
Jahres-fixe Effekte ü ü ü ü ü 
Kontrollvariablen? b. ü ü ü ü ü 

Beobachtungen 676 676 676 676 676 
Kantone 26 26 26 26 26 
adjustiertes R2 0.9765 0.9715 0.9786 0.9768 0.9780 
Standardfehler geclustert auf dem Kantons-Niveau werden in Klammern gezeigt. 
***, ** und * zeigen statistische Signifikanz auf dem 1-, 5- bzw. 10-Prozent-Niveau an. 

ü zeigt an, dass die Variablen enthalten sind. û zeigt an, dass die Variablen nicht enthalten sind 
Anmerkung a.: Die senkrechte Beschreibung gibt an, welche Ausgabekategorie als relativer Ausgabenanteil enthalten ist.  
Anmerkung b.: Die Kontrollvariablen sind die Gesamtpopulation, die Anteile der 0- bis 17-Jährigen sowie der über 65-Jährigen 
an der Gesamtpopulation, der Netto-Migrationssaldo, die Netto-Zahlungen in den kantonalen Finanzausgleich, die Steuerbe-
lastung von kinderlosen und ledigen Personen mit einem steuerbaren Einkommen von 100'000 CHF, die Arbeitslosenquote 
sowie ein binärer Indikator für kantonale Parlamentswahlen. 
Die Tabellendarstellung inklusive der Schätzergebnisse für die übrigen Variablen ist auf Anfrage verfügbar. 
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TabellenTabellenTabellenTabellen----Teil II: Ausgabeanteile für soziale Sicherung; Verkehr und Nachrichtenübermitt-Teil II: Ausgabeanteile für soziale Sicherung; Verkehr und Nachrichtenübermitt-Teil II: Ausgabeanteile für soziale Sicherung; Verkehr und Nachrichtenübermitt-Teil II: Ausgabeanteile für soziale Sicherung; Verkehr und Nachrichtenübermitt-
lung; Umweltschutz und Raumordnung; sowie Volkswirtschaftlung; Umweltschutz und Raumordnung; sowie Volkswirtschaftlung; Umweltschutz und Raumordnung; sowie Volkswirtschaftlung; Umweltschutz und Raumordnung; sowie Volkswirtschaft    

abhängige Variable: logarithmiertes reales BIP pro Kopf 
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Ausgabenanteil -0.0001  

(0.0007) 
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-0.0019   
(0.0014) 

0.0002   
(0.0007) 

logarithmiertes reales BIP 
pro Kopf, t-1 bis t-4? 
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Kantons-fixe Effekte? ü ü ü ü 
Jahres-fixe Effekte ü ü ü ü 
Kontrollvariablen? b. ü ü ü ü 

Beobachtungen 676 676 676 676 
Kantone 26 26 26 26 
adjustiertes R2 0.9775 0.9758 0.9790 0.9786 
Standardfehler geclustert auf dem Kantons-Niveau werden in Klammern gezeigt. 
***, ** und * zeigen statistische Signifikanz auf dem 1-, 5- bzw. 10-Prozent-Niveau an. 

ü zeigt an, dass die Variablen enthalten sind. û zeigt an, dass die Variablen nicht enthalten sind 
Anmerkung a.: Die senkrechte Beschreibung gibt an, welche Ausgabekategorie als relativer Ausgabenanteil enthalten ist.  
Anmerkung b.: Die Kontrollvariablen sind die Gesamtpopulation, die Anteile der 0- bis 17-Jährigen sowie der über 65-Jährigen 
an der Gesamtpopulation, der Netto-Migrationssaldo, die Netto-Zahlungen in den kantonalen Finanzausgleich, die Steuerbe-
lastung von kinderlosen und ledigen Personen mit einem steuerbaren Einkommen von 100'000 CHF, die Arbeitslosenquote 
sowie ein binärer Indikator für kantonale Parlamentswahlen. 
Die Tabellendarstellung inklusive der Schätzergebnisse für die übrigen Variablen ist auf Anfrage verfügbar. 

 

Im erweiterten Modell mit Kontrollvariablen ist der geschätzte Effekt des Budgetanteils der 
Verwaltungsausgaben an den Gesamtausgaben eines Kantons auf dem 10 Prozent-Niveau 
statistisch signifikant. Eine Erhöhung der relativen Verwaltungsausgaben um einen Prozent-
punkt führt demnach zu einer Verringerung des kantonalen Wirtschaftswachstums um 0,0005 
Prozentpunkte. Erhöht sich der Anteil der Ausgaben für die Verwaltung um eine Standardab-
weichung, sinkt das kantonale Wachstum des realen Bruttoinlandprodukts pro Kopf um 
0,0014 Prozentpunkte.  

Die Punktschätzer für alle übrigen Ausgabekategorien sind nicht statistisch signifikant. 

Die kantonalen Verwaltungsausgaben setzen sich aus Ausgaben für die Legislative und Exe-
kutive sowie für allgemeine Dienste zusammen. Tabelle 3 stellt die geschätzten Effekte des 
relativen Ausgabeanteils auf das kantonale Wirtschaftswachstum für die beiden Unterkatego-
rien dar. 
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Tabelle Tabelle Tabelle Tabelle 3333: Effekt von kantonalen Staatsausgaben auf das regionale : Effekt von kantonalen Staatsausgaben auf das regionale : Effekt von kantonalen Staatsausgaben auf das regionale : Effekt von kantonalen Staatsausgaben auf das regionale Wirtschaftswachstum, Wirtschaftswachstum, Wirtschaftswachstum, Wirtschaftswachstum, 
Basismodell erweitertes Modell mit Kontrollvariablen, Unterkategorien der Verwaltungs-Basismodell erweitertes Modell mit Kontrollvariablen, Unterkategorien der Verwaltungs-Basismodell erweitertes Modell mit Kontrollvariablen, Unterkategorien der Verwaltungs-Basismodell erweitertes Modell mit Kontrollvariablen, Unterkategorien der Verwaltungs-
ausgabenausgabenausgabenausgaben    

abhängige Variable: logarithmiertes reales BIP pro Kopf 
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Kantons-fixe Effekte? ü ü ü ü 
Jahres-fixe Effekte ü ü ü ü 
Kontrollvariablen? b. û ü û ü 

Beobachtungen 676 676 676 676 
Kantone 26 26 26 26 
adjustiertes R2 0.9800 0.9715 0.9786 0.9768 
Standardfehler geclustert auf dem Kantons-Niveau werden in Klammern gezeigt. 
***, ** und * zeigen statistische Signifikanz auf dem 1-, 5- bzw. 10-Prozent-Niveau an. 

ü zeigt an, dass die Variablen enthalten sind. û zeigt an, dass die Variablen nicht enthalten sind 
Anmerkung a.: Die senkrechte Beschreibung gibt an, welche Ausgabekategorie als relativer Ausgabenanteil enthalten ist.  
Anmerkung b.: Die Kontrollvariablen sind die Gesamtpopulation, die Anteile der 0- bis 17-Jährigen sowie der über 65-Jährigen 
an der Gesamtpopulation, der Netto-Migrationssaldo, die Netto-Zahlungen in den kantonalen Finanzausgleich, die Steuerbe-
lastung von kinderlosen und ledigen Personen mit einem steuerbaren Einkommen von 100'000 CHF, die Arbeitslosenquote 
sowie ein binärer Indikator für kantonale Parlamentswahlen. 
Die Tabellendarstellung inklusive der Schätzergebnisse für die übrigen Variablen ist auf Anfrage verfügbar. 

 

Der relative Ausgabenanteil für die Legislative und Exekutive hat sowohl im Basismodell wie 
auch im erweiterten Modell einen auf dem 5 Prozent-Niveau statistisch signifikanten Effekt 
auf das reale Wirtschaftswachstum in den Kantonen. Eine Erhöhung des Ausgabeanteils um 
eine Standardabweichung geht mit einer Verringerung des kantonalen Wirtschaftswachstums 
um 0,0086 Prozentpunkte (Basismodell) bzw. 0,0092 Prozentpunkte (erweitertes Modell) ein-
her. 

Die marginale Erhöhung des Ausgabenanteils für allgemeine Dienste weist im Basismodell 
keinen statistisch signifikanten Effekt auf. Im erweiterten Modell ist der geschätzte Effekt auf 
dem 10 Prozent-Niveau statistisch signifikant. Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass das 
reale Bruttoinlandsprodukt pro Kopf um 0,0014 Prozentpunkte sinkt, wenn die relativen Aus-
gaben für allgemeine Dienste in den Kantonen um eine Standardabweichung erhöht werden. 

5. Einordnung 

Öffentliche Budgetzusammensetzungen beruhen in der letzten Konsequenz stets auf politi-
schen Entscheidungen. Unter der Annahme vollständiger Informationen für Wahlbürger und 
für die Regierung spiegelt die Struktur der öffentlichen Haushalte in demokratischen 
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Systemen schlicht die Präferenzen der Bevölkerung wider. Eine ex-ante optimale Komposi-
tion der staatlichen Ausgaben kann es in diesem Fall nicht geben, vielmehr ergibt sie sich aus 
den aggregierten Wahlentscheidungen von Individuen. Aus finanzwissenschaftlicher Per-
spektive ist dann vornehmlich die Frage interessant, wie jene im Voraus bestimmte Struktur 
der öffentlichen Haushalte mit den geringsten volkswirtschaftlichen Kosten, sprich mit mög-
lichst tiefer Überschussbelastung, erzielt werden kann. Die Überschussbelastung oder auch 
Zusatzlast bezeichnet dabei den unsichtbaren Nutzenverlust, der entsteht, weil die für die 
Staatsausgaben notwendigen Steuern den Konsum von Individuen einschränken, für die In-
dividuen in ihrem Konsum einschränken, das Marktgleichgewicht verzerren oder Erhebungs-
kosten anfallen. Implizit wird somit unterstellt, dass nicht nur die staatliche Einnahmenpolitik, 
sondern auch die Ausgabenpolitik optimal ist.  

Die Annahme vollständiger Informationen kann jedoch aus einer politökonomischen Perspek-
tive, die das Handeln und die Anreize der staatlichen Akteure sowie eine Betrachtung der 
Institutionen selbst in die Analyse einbezieht, aus (mindestens) zwei Gründen hinterfragt wer-
den. Erstens kann es der Regierung misslingen, die Präferenzen aller Bürger adäquat zu ag-
gregieren und daraus eine Politik in deren Sinne abzuleiten. Zweitens bestehen in der Politik 
zahlreiche Prinzipal-Agenten-Beziehungen. Ein Auftraggeber («Prinzipal»), der Wahlbürger, 
delegiert dabei Aufgaben an einen Auftragnehmer («Agent»), die Regierung. Der Agent kann 
andere Interessen haben als der Prinzipal. Dieser hat das Problem, dass er nicht vollständig 
über das Handeln des Agenten informiert ist und eine Kontrolle des Agenten für ihn mit Kosten 
verbunden ist. Aus der Prinzipal-Agenten-Problematik folgt, dass die Regierung und die Ver-
waltung dazu tendieren können, mehr Steuern zu erheben, als der Bürger wünscht, und das 
Geld umso ineffizienter auszugeben, je reichlicher es in der Staatskasse vorhanden ist – zu-
weilen gerade für wachstumshemmende Bürokratieposten. Der Staat hat zudem in vielen Be-
reichen des Lebens eine monopolistische Stellung inne. Zuweilen ist in der politischen Öko-
nomie vom staatlichen «Leviathan» die Rede, wenn dieser seine Macht aufgrund der Mono-
polstellung und der Prinzipal-Agenten-Problematik entgegen den Interessen der Bürger ein-
setzt. Die staatliche Ausgaben- und Einnahmenpolitik neigt folglich dazu, vom gesellschaftli-
chen Optimum abzuweichen. In diesem Fall könnte man ein effizienteres Ergebnis staatlicher 
Ausgabenpolitik durch institutionelle Grenzen des Budgetwachstums, insbesondere für 
wachstumshemmende Ausgabekategorien wie Bürokratiekosten, erreichen. 

Eine effektive Begrenzung des Budgetwachstums wird durch einen fiskalpolitischen Pfeiler 
der Schweiz erreicht: den interkantonalen Steuerwettbewerb. Nach Brennan und Buchanan 
(1977, 2000) kann ein Steuerwettbewerb eine restringierende Wirkung zur Korrektur von 
Staatsversagen entfalten und den «Leviathan bändigen». Stehen die Gebietskörperschaften 
im Wettbewerb um die Steuereinnahmen von Individuen und Firmen, erhalten diese eine «Exit 
Option»: Sie erhalten die Möglichkeit, in ein anderes Steuerregime auszuwandern, was zu 
einer höheren fiskalischen Disziplin bei Politikern, Staaten und Bürokratien, einer effizienteren 
Verwendung von Staatsgeldern und einer geringeren fiskalischen Belastung führen kann 
(Buchanan und Musgrave 1999). Für Buchanan ist der Steuerwettbewerb nicht nur ein Instru-
ment, das zu mehr Effizienz führt. Er ist auch notwendig, um die Freiheit der Bürger zu ge-
währleisten. Der Steuerwettbewerb stellt demnach eine Form der Gewaltenteilung dar, die 
freie Gesellschaften zu gewährleisten haben.  

Die Wirkung des Steuerwettbewerbs wurde in zahlreichen empirischen Studien untersucht. 
Edwards und Keen (1996) argumentieren, dass Steuerwettbewerb zu mehr fiskalischer Dis-
ziplin führt und einer zu hohen Staatsquote und zu hohen Steuern entgegenwirkt. Einen 
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ähnlichen Schluss zieht auch Feld (2014), der einen systematischen Literaturüberblick zu dem 
Thema bietet. Anhand von Daten der Schweizer Gemeinden untersuchen Brülhart und 
Jametti (2019) die Interaktion zwischen Steuerwettbewerb und direktdemokratischen Ent-
scheidungsprozessen in fiskalischen Angelegenheiten. Direktdemokratische Entscheidungs-
regeln bieten den Bürgern ein Mittel, um Entscheidungen von Politikern zu korrigieren. Die 
Theorie legt nahe, dass in Gemeinden mit stärker ausgeprägten direktdemokratischen Instru-
menten die öffentlichen Ausgaben und Einnahmen näher an den Präferenzen der Bürger lie-
gen. Der «Leviatan-zähmende Effekt» des Steuerwettbewerbs ist insbesondere dann wichtig, 
wenn die direktdemokratischen Instrumente schwach ausgebildet sind. Die empirischen Er-
gebnisse stützen die Theorie: Wo direktdemokratische Prozeduren fehlen und damit die Ent-
scheidungsmacht der Bürger geringer ist, führt Steuerwettbewerb zu tieferen Steuersätzen 
bei vergleichbaren Leistungen der öffentlichen Hand. 

Es besteht die Gefahr, dass der Steuerwettbewerb der Kantone durch die Umsetzung der 
OECD-Steuerreform eingeschränkt wird (siehe Mosler und Portmann 2022 für eine Übersicht 
zu den Hintergründen, dem Umfang und den Auswirkungen der OECD-Steuerreform für die 
Schweiz). Die Steuerreform sieht eine Neuordnung der internationalen Besteuerung vor, wo-
bei insbesondere die zweite sogenannte Säule einen tiefgreifenden Einschnitt in die Steuer-
souveränität der Schweizer Kantone darstellt. Vereinfacht soll eine Mindeststeuer von 15 Pro-
zent auf den weltweiten Gewinn von Unternehmen nach standardisierten Rechnungslegungs-
grundsätzen eingeführt werden. Das Regelwerk der OECD kennt jedoch nur Länder als 
kleinste geografische Einheiten. Gewinne, Umsätze in einem Absatzmarkt und Steuerlasten 
werden damit auf der gesamtstaatlichen Ebene evaluiert. Der föderale Aufbau der Schweiz 
und im Besonderen der interkantonale Steuerwettbewerb werden somit nicht ausreichend 
berücksichtigt. Zudem sind viele Kantone von der OECD-Steuerreform betroffen: Nach Port-
mann und Staubli (2021) lag für das Jahr 2020 und für ein repräsentatives, normalbesteuertes 
Unternehmen die Steuerbelastung in 18 Kantonen unter 15 Prozent. 

Als Konsequenz werden die betroffenen Kantone ihre Gewinnsteuersätze anheben müssen, 
was das Volumen der öffentlichen Haushalte erhöhen wird. Es werden bereits jetzt verschie-
dene Möglichkeiten diskutiert, die zusätzlichen Fiskalmittel zum Erhalt der Standortattraktivi-
tät zu verwenden: von der als eher kritisch zu bewertenden direkten Rückschleussung der 
Mittel an Unternehmen (Eisenring 2022) über Subventionen für Forschungs- und Innovations-
investitionen (Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt 2022) bis hin zum Ausbau von eng-
lischsprachigen Schulen für Expats (Feldges 2021). Es ist jedoch zu erwarten, dass ein Teil 
der Steuermehreinnahmen auch für einen Ausbau der öffentlichen Verwaltungstätigkeit ver-
wendet wird, was gemäss der vorherigen empirischen Schätzungen mit einer wachstums-
hemmenden Wirkung einhergeht. Auch vor diesem Hintergrund ist die Einführung einer Min-
deststeuer kritisch zu betrachten, da der Steuerwettbewerb als natürliche Begrenzung von 
ineffizientem Bürokratiewachstum geschwächt wird. 

6. Zusammenfassung 

Die vorliegende Studie hat den Zusammenhang zwischen der öffentlichen Budgetzusammen-
setzung der 26 Schweizer Kantone und dem kantonalen Wachstum der realen Wirtschafts-
kraft pro Kopf im Zeitraum von 1990 bis 2019 untersucht. Die empirischen Ergebnisse deuten 
darauf hin, dass marginale Verschiebungen innerhalb der kantonalen Budgetkomposition kei-
nen statistisch signifikanten Effekt auf das regionale Wirtschaftswachstum haben. Eine Aus-
nahme bilden die relativen Verwaltungsausgaben der Kantone im erweiterten Modell mit 
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Kontrollvariablen. Eine Erhöhung der Verwaltungsausgaben wirkt sich hinderlich auf das reale 
Wirtschaftswachstum aus. Allerdings ist der negative Effekt eher gering: Ein Anstieg des An-
teils der Verwaltungsausgaben relativ zum Gesamtbudget um eine Standardabweichung, 
geht mit einem Rückgang des Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts pro Kopf um 
0,0014 Prozentpunkte einher. Eine detailliertere Betrachtung der Ausgabepositionen zeigt, 
dass sich sowohl die relativen Ausgaben für Legislative und Exekutive wie für allgemeine 
Dienste als Unterkategorien der Verwaltungsausgaben negativ auf das Wirtschaftswachstum 
auswirken. Dies könnte unter anderem damit erklärbar sein, dass ein vergleichsweise hohes 
Lohnniveau im öffentlichen Sektor in der Schweiz den Lohndruck auf dem Arbeitsmarkt er-
höht und zu einer geringeren Produktivität in der Privatwirtschaft führen kann. Ebenfalls kann 
ein wachsender öffentlicher Sektor negative Auswirkungen auf die Investitionsbereitschaft 
des Privatsektors und damit auf das Wirtschaftswachstum aufweisen (Alesina et al. 2002).  

Die empirischen Ergebnisse deuten auf die Wachstumseffekte der öffentlichen Budgetzusam-
mensetzungen hin. Sie ergänzen frühere Studien, die auf der Länderebene im internationalen 
Vergleich ebenfalls einen schwachen, aber statistisch signifikanten negativen Zusammen-
hang zwischen dem Anteil der eher konsumtiven Staatsausgaben und dem realen Wirt-
schaftswachstum gefunden haben. Für die Schweiz muss vor dem Hintergrund der empiri-
schen Schätzungen die geplante Umsetzung der OECD-Steuerreform, im Besonderen die 
Einführung einer globalen Mindeststeuer, kritisch gesehen werden. Sie greift nicht nur tief in 
die Steuerautonomie der Kantone ein, sondern schwächt zudem den interkantonalen Steuer-
wettbewerb. Ebenjener Steuerwettbewerb erhöht jedoch die fiskalische Disziplin der öffentli-
chen Hand, und wirkt somit als institutionelle Begrenzung von einer wohl wachstumsmindern-
den Steigerung der Bürokratieausgaben. Angesichts der vielfältigen Herausforderungen für 
die Schweizer Staatsfinanzen, von der Bewältigung der Corona-Krise über die Bekämpfung 
des Klimawandels bis hin zu den internationalen Verwerfungen wegen des russischen An-
griffskriegs auf die Ukraine, sollten daher die volkswirtschaftlichen Konsequenzen von Bud-
getentscheidungen sowie Wege zur Begrenzung von ineffizienten Ausgabensteigerungen im 
Bereich der öffentlichen Verwaltung Eingang in den öffentlichen Willensbildungsprozess fin-
den.  
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Anhang 

Tabelle A1: Tabelle A1: Tabelle A1: Tabelle A1: Übersichtsstatistik der VariablenÜbersichtsstatistik der VariablenÜbersichtsstatistik der VariablenÜbersichtsstatistik der Variablen    

Variable Beob. Durchschnitt Standard-
abw. 

Minimum Maxi-
mum 

      
Log. reales BIP pro Kopf, Jahr t 780 -2.57 0.36 -3.17 -1.16 
Ausgabenanteil, allgemeine Verwaltung 780 5.87 2.8 2.94 38.69 
Ausgabenanteil, Legislative & Exekutive 780 0.32 0.22 0.08 1.03 
Ausgabenanteil, allgemeine Dienste 780 5.54 2.78 2.75 38.57 
Ausgabenanteil, öffentliche Ordnung 780 8.43 1.54 4.71 13.28 
Ausgabenanteil, Bildung 780 23.17 6.09 9.45 47.04 
Ausgabenanteil, Kultur und Freizeit 780 1.81 0.96 0.46 7.66 
Ausgabenanteil, Gesundheit 780 15.16 4.91 2.32 32.04 
Ausgabenanteil, soziale Sicherung 780 16.94 4.42 4.36 28.98 
Ausgabenanteil, Verkehr 780 10.81 6.68 2.99 38.32 
Ausgabenanteil, Umweltschutz 780 2.73 1.88 0.52 13.21 
Ausgabenanteil, Volkswirtschaft 780 8.55 5.22 0.32 26.28 
Log. reales BIP pro Kopf, Jahr t-1 754 -2.59 0.36 -3.17 -1.16 
Log. reales BIP pro Kopf, Jahr t-2 728 -2.6 0.36 -3.17 -1.18 
Log. reales BIP pro Kopf, Jahr t-3 702 -2.61 0.35 -3.17 -1.24 
Log. reales BIP pro Kopf, Jahr t-4 676 -2.62 0.35 -3.17 -1.32 
Gesamtpopulation 780 231701.3 241350.4 12558 113542 
Anteil der 0- bis 17-Jährigen 780 19.48 2.68 11.61 27.5 
Anteil der über 64-Jährigen 780 18.6 3.02 12.11 26.98 
Netto-Migrationssaldo 780 0.15 583.71 -3658 1805 
Netto-Zahlungen, kan. Finanzausgleich 702 -75649.85 249224.3 -1287284 729560.4 
Einkommensteuer bei 100’000 CHF  780 14.46 2.93 1.91 21.03 
Arbeitslosenquote 779 2.74 1.56 0.05 7.81 
Indikator kantonale Parlamentswahlen 780 0.25 0.43 0 1 
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